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AKTUELL 
Fatah-Mitglied tot 

Beirut (spk) Ein Mitglied der  
Palästinenser-Organisation Fatah-
Revolutionsrat (FRC) ist am Mitt­
woch in der  Hafenstadt Sidon im 
Sudlibanon von Unbekannten er­
schossen worden. Auch das Baby, 
das der Manne bei sich hatte, fand 
den Tod, wie aus Sicherheitskreisen 
verlautete. 

Sicherheitsskräfte < 
Johannesburg (spk) Südafrikas 

Präsident Frederik de Klerk hat am 
Mittwoch als Antwort auf die jüng­
sten Ausschreitungen eine sofortige 
Verstärkung der  Sicherheitskräfte 
um 3000 Mann angekündigt. E r  sei 
entschlossen dafür zu sorgen, dass 
Südafrika nicht von radikalen 
Gruppen de r  Linken oder  Rechten 
ins Chaos gestürzt werde, sagte er  
im südafrikanischen Fernsehen. E r  
selbst wolle mit ANC-Chef Nelson 
Mandela zusammentreffen. 

Somalia-Einsatz 
Moskau (spk) Das Transport- und 

Versorgungsbataillon de r  Bundes­
wehr wird laut Verteidigungsmini­
ster Volker Rühe Anfang Juni zum 
humanitären Einsatz nach Somalia 
fliegen. Vor dem Abflug von Mos­
kau zu einem Besuch russischer 
Truppen in Tula meinte Rühe am 
Donnerstag vor Journalisten, er  
rechne damit, dass es in der  Koali­
tion für den Einsatz deutscher Sol­
daten in befriedeten Zonen in So­
malia keine Schwierigkeiten geben 
werd. Die SPD werde wahrschein­
lich wieder Einspruch erheben. 

Koalitionsvereinbarung ausformuliert - neue Situation wegen relativem Mehr 
Beschäftigungsgrad der nebenamtlichen Regierungsmitglieder steht einer Koalitionsbildung noch im Wege 

(M.V.) - Exakt 10 Wochen nach den 
Landtagswahlen stehen die Fortschrittli­
che Bürgerpartei und die Vaterländische 
Union jetzt kurz vor einem Konsens zur 
Koalitionsbildung. Nach mehrwöchigen 
Verhandlungen konnte gestern die Ko­
alitionsvereinbarung wegen Meinungs­
verschiedenheiten in Sachen Beschäf-
tungsgrad der nebenamtlichen Regie­
rangsmitglieder, der letzte noch strittige 
Punkt, von den Parteipräsidenfen Dr. 
Hansjörg Marxer (FBP) und Oswald 
Kranz (VU) noch nicht besiegelt wer­
den. 

Nachdem an den letzten Landtags­
wahlen keine der  drei Parteien ein abso­
lutes Mehr erreichen konnte, ergab sich 
jetzt für die Koalitionsbildung eine für 
Liechtenstein völlig neue und unge­
wohnte Situation. In früheren Jahren, als 
aufgrund der Zwei-Parteien-Konstellati-
on eine Partei immer das absolute Mehr 
erreichte, war die gemeinsame Verein­
barung immer eine klare Sache. Es  gab 
einen Sieger und einen Verlierer, eine 
Regierungspartei und einen Bittsteller. 

Bei der  Landtagswahl 1993 entstand 
aber ein völlig verändertes Bild. Erst­
mals wählten die Liechtensteinerinnen 
und Liechtensteiner mit der  Freien Liste 
eine dritte Kraft in den Landtag, wo­
durch die Fortschrittliche Bürgerpartei 
das relative Mehr erzielte. Auf diese be­
sondere Sachlage musste mit besonde­
ren Zugeständnissen reagiert werden. 
Dieses Novum wird die Landespolitik in 
den kommenden Jahren stark beeinflus­
sen und verlangt schon heute ein Um­
denken. 

Schritt um Schritt Richtung Koalition 
Gleich nach dem Ausgang der  Land­

tagswahlen, aus welchen die Fortschritt­
liche Bürgerpartei mit 12 Mandaten als 
stärkste Partei hervorging, nahm sie 
ihren Führungsauftrag wahr und lud die 
Vaterländische Union sowie die Freie 
Liste zu ersten Sondierungsgesprächen 
ein. Nachdem sich die Freie Liste aber  
gleich von einer Regierungsarbeit di­
stanzierte und die "Gespraßhe' zwischen" 
den beiden Grossparteien abwarten 
wollte, holte sich die FBP vom Landes-
ausschuss das Mandat, eine Koalition 
mit der  V U  anzustreben, Dazu wurde 
eine.VerhandlungsdeIega.tion,  bestehend 
aus Dr. Hansjörg Marxer, lic. iur. Mar­
kus Büchel und Dr. Ernst  Walch, be­
stellt, welche im Laufe der Verhandlun­
gen um FBP-Fraktionssprecher Dr. Gui­
do  Meier und Vize-Landtagspräsident 
Josef Biedermann erweitert wurde. Re­
gelmässig stattfindende Sitzungen, kom­
biniert aus Parteipräsidiüm und Fraktion 
(Landtags- und Regierungsmitglieder) 
waren seitens de r  FBP Wegbereiter zur 
schrittweisen Annäherung zum jetzigen 
Vorschlag des- Koalitionspapiers. Inhalt­
lich substantielle Resultate. kamen in 
den Verhandlungen der Delegationen 
trotz der langen Vorgesprächsphase erst­
mals am Gründonnerstag zustande, wo­
nach sofort ein Landesausschuss einbe­
rufen würde, der am kommenden Mon­
tag tagen wird. 

Weichenstellung für die kommende 
Legislaturperiode 

Bereits seit Beginn unbestritten war 
die Tatsache, dass die FBP in der kom­
menden Regierungsbildung in der Per­

Als Aktiengesellschaft in die Offensive 
Starke Position der Liechtensteinischen Landesbank nach der Teilprivatisierung am Markt 

(G.M.) - Die Teilprivatisierung der 
Liechtensteinischen Landesbank wird in 
den nächsten Wochen einen Schritt wei­
tergeführt. An der Generalversammlung 
vom 7. Mai sollen die Modalitäten für 
die Kapitalerhöhung von 10 Mio. Fr. 
festgelegt werden, die ausschliesslich für 
PS-Inhaber vorgesehen ist. Beschlossen 
ist bereits die Umwandlung der PS in 
Aktien im Verhältnis 1:1. Die Schweize­
rische Handelszeitung würdigt in ihrer 
jüngsten Ausgabe die Geschäftspolitik 
der Landesbank und prognostiziert stei­
gende Kurse für Landesbank-Aktien an 
der Börse. 

«Langfristig stehen die Chancen gut 
für steigende Kurse aufgrund der  star­
ken Position als Marktieader in Liech­
tenstein und dem erklärten Ausbau der  
Vermögensverwaltung», schreibt die 
Handelszeitung über die Liechtensteini­
sche Landesbank im Rahmen de r  Teil­
privatisierung. Als positiv wertet die 
Zeitung die grosszügigen Angebote der  
Landesbank zu r  Umwandlung der  Parti­
zipationsscheine (PS) in Aktien sowie 
zur Erhöhung des Eigenkapitals durch 
die bisherigen PS-Inhaber. Wie die Lan­
desbank auf Anfrage bestätigte, werden 
die genauen Modalitäten wie Ausgabe­
preis und Umwandlungsverhältnis in der  
Generalversammlung vom 7. Mai festge­
legt. Sicher ist im Moment, dass das PS-
Kapital von 20 Mio. Fr. in Aktienkapital 
umgewandelt wird. Ebenso ist eine Ka­
pitalerhöhung von 10 Mio. Fr. angekün­
digt, die ausschliesslich durch PS-Inha­
ber  vorgesehen ist. Schliesslich könnte 
im Herbst eine weitere Kapitalerhöhung 
erfolgen, die allerdings andere Bezugs­
rechte aufweisen dürfte. ' 

Die  Landesbank-PS blühten nach dem 
Bericht der Schweizerischen Handels­
zeitung «bislang eher im verborgenen», 
doch erwartet das Wirtschaftsblatt, dass 
sich diese Situation mit der  Umwand­
lung des PS- Kapitals in Aktienkapital 
sowie durch die Schaffung einer 
Einheitsaktie verändern könnte. «Ope­
rativ ha t  die Landesbank hervorragend 
gearbeitet», heisst es in der  Handefezei-
tung, «zwischen 1987 und 1992 stiegen 
Cash-flow und Gewinn um 30 Prozent 

bzw. 22 Prozent p.a. - Werte, welche von 
keiner anderen an den Schweizer Börsen 
kotierten Bank erreicht wurden.» Ferner 
verweist die Zeitung darauf hin, dass 
sich die Rendite des ausgewiesenen Ei­
genkapitals von 6,5 Prozent auf 11,0 Pro­
zent verbessert habe. Im laufenden Jahr 
werde mit einer weiteren Zunahme des 
Cash flows vor Steuern um 25 bis 30 Pro­
zent gerechnet. 

Die Handelszeitung befasst sich auch 
mit den Veränderungen auf dem Bank­
platz Vaduz mit der Gründung neuer 
Banken. Dass sich das Konkurrenzum­
feld mit der  Neue Bank AG und der  
Centrum Bank A G  nachhaltig verschär­

fen werde für die Landesbank, ist nach 
diesem Bericht kaum zu erwarten, da die 
neuen Mitbewerber über  keine Publi­
kumsschalter verfügten und vom Hypo­
thekar- und Spargeldgeschäft ausge­
schlossen seien. Konkurrenz ist gemäss 
Handelszeitung von anderer Seite zu er­
warten: «Zu verfolgen ist hingegen die 
Entwicklung der Bank in Liechtenstein, 
welche sich nach der zu erwartenden 
Trennung von der stark international 
ausgerichteten Vermögensverwaltungs­
gruppe G T  wieder stärker auf das tradi­
tionelle Bankgeschäft und den liechten­
steinischen Binnenmarkt konzentrieren 
könnte.» 

Die Liechtensteinische Landesbank, unser Bild zeigt die neue Geschäftsstelle in 
Schaan, wird das bisherige. PS-Kapital in Aktienkapital umwandeln. Ausserdem ist 
eine Kapitalerhöhung um 10 Mio. Fr. für  PS-Inhaber geplant. A n  der Generalver­
sammlung der teilprivatisierten Landesbank vom 7. Mai werden die Modalitäten fest­
gelegt. 

son von lic. iur. Markus Büchel den Re­
gierungschef, flankiert von zwei Regie­
rungsräten, stellen wird. Die V U  ihrer­
seits stellt den Vize-Regierühgsschef so­
wie ein nebenamtliches Regierungsmit-
glied. Ebenfalls stellt die FBP mit Dr.  
Ernst Walch den künftigen Landtagsprä­
sidenten. Zur Verwirklichung des FBP-
Mottos «Macht braucht Kontrolle» über-
liess die FBP der VU den Präsidenten 

"der-"'" •"Verwalrü'rtgäbEschwerdeiristäfriz 
(VB1). A u f  Verlangen de r  V U  wurde 
auf eine Bindung an parteipolitische 
Programme verzichtet, mit Ausnahme 
der gemeinsamen Aussenpolitik, die auf 
der  Erhaltung der Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit basiert und vor allem 
punkto der Schaffung d e r  Voraussetzun­
gen für einen EWR-Beitritt unter  Beibe­
haltung des Zollvertrages zum Zuge 
kommen wird. Die von de r  Regierung 
oder  Landtag zu besetzenden Funktio­
nen in Gerichten, Landesinstituten, Stif­
tungsräten, Kommissionen, Beiräten 
und der Liechtensteinischen Landes­
bank A G  bleiben bis zum Ablauf der  
derzeit laufenden Mandatsperioden in 
ihrer derzeitigen Besetzung unberührt.  
Erstmals wurde in einem Koalitionspa­
pier auch eine Drittperson berücksich­
tig. Es wurde festgehalten, dass in den 
ständigen Landtagskommissionen der 
Freien Liste die Nomination für einen 
Sitz angeboten werde, wobei die Gross­
parteien mit j e  zwei Sitzen vertreten 
wären. Ebenfalls erwähnt wird die Freie 
Liste in der  Besetzung des Landesaus­
schusses. Dieser wird im Verhältnis zwei 
Mitglieder FBP, zwei Mitglieder V U  und 
ein Mitglied Freie Liste besetzt, sofern 
die Freie Liste das Angebot überhaupt 

annehmen wird. Sollte die Freie Liste 
kein Mitglied stellen, würde d e r  fünfte 
Sitz der FBP zufallen. 
Der strittige Punkt 
«Beschäftigungsgrad» 

Bis dato war es üblich, dass nebenamt­
liche Regierungsmitglieder zu 5 0 %  in 
(Jer Regierung.,beschäftigt werden. Die 
VU-Delegation, vertreten durch OswaM 
Kranz,. Alice pelir» Reinhard Walser» Dr.. . 
Peter WoTff, Dr. Mario Frick und Dr.  
Michael Ritter, forderte aber von der  
FBP die Zusage, dass ihr nebenamtliches 
Regierungsmitglied, namentlich Dr .  
Michael Ritter, zu 80 % in der Regie­
rung beschäftigt werde. Erst nach langen 
Diskussionen Hessen sich die FBP-Frak-
tion und das FBP-Präsidium darauf ein, 
die Regierungstätigkeit für nebenamtli­
che Regierungsmitglieder als Kompro­
missvorschlag auf 66% % zu erhöhen. 
Trotz dieses Angebotes wollte VU-Prä-
sident Kranz bei der gestrigen Sitzung 
der Parteipräsidenten aber nicht von 
den 80 % abweichen. Beide Parteien 
werden diesen Punkt - am kommenden 
Montag in ihren Parteigremien zur Spra­
che bringen. Die FBP ist einer Erhöhung 
des Beschäftigungsgrades für nebenamt­
liche Regierungsmitglieder erst bereit 
ernsthaft entgegenzusehen, wenn dieses 
Thema im Zuge einer Regierungsreform 
mit anderen Punkten diskutiert wird und 
klare Konzepte vorliegen. Es ist im In­
teresse Liechtensteins zu hoffen, dass 
die V U  wegen einer Abweichung von 
80 % auf 66% % "nicht die Koalitionsbil­
dung verunmöglichen wird. 

(Beachten Sie bitte die Koalitionsvor­
schläge zu Händen des Landesausschus­
ses auf Seite 3 dieser Ausgabe.) 

Schweizer Energielenkungsabgabe 
Marktwirtschaftliches Instrument anstelle von Vorschriften 

Bern (AP) Der Bund prüft eine Ener­
gielenkungsabgabe. Diese soll im kom­
menden Sommer zusammen mit der 
C02-Abgabe und dem Energiegesetz im 
Bundesrat diskutiert werden, wie Bun­
despräsident Adolf Ogi am Donnerstag 
vor der Konferenz der kantonalen Ener­
giedirektoren in Bern bekanntgab. 

Ogi hat das Bundesamt für Energie­
wirtschaft beauftragt, das Konzept einer 
Energielenkungsabgabe zu erstellen. 
Die Abgabe könnte anstelle zahlreicher 
Vorschriften als marktwirtschaftliches 
Instrument eingesetzt werden, wie de r  
Energieminister gemäss dem vorab ver­
öffentlichten Redetext sagte. Die Höhe  
der erforderlichen Abgaben sei noch zu 
klären. Die Lenkungsabgabe auf Ener­

gie soll nach den Vorstellungen Ogi im 
kommenden Sommer zusammen mit 
dem C02-Abgabegesetz und dem Ener­
giegesetz diskussionsbereit sein. D e r  
Bundesrat werde dann die Schwerge­
wichte zu setzen haben und Klarheit 
schaffen müssen über die zu erwarten­
den Massnahmen im Energie-, Umwelt-
und Fiskalbereich. Die Schweizer Lan­
desregierung werde politisch kein leich­
tes Spiel haben und auf die Belastungs­
grenze des Volkes Rücksicht nehmen 
müsse, hielt Ogi mit Blick au f  die be­
schlossene Benzinzollerhöhung sowie 
die bevorstehenden Volksabstimmungen 
über die Mehrwertsteuer, die auch die  
Energie erfasst, und über die höheren 
Strassenbenützungsabgaben fest. 

Führerschein auf Bewährung 
Der VCS fordert zudem auch Strafpunktesystem 

Bern (AP) Neulenkern in d§r Schweiz 
soll nach einem Konzept des Verkehrs-
Clubs der Schweiz (VCS) künftig der 
Fahrausweis für fünf Jahre nur auf Be­
währung abgegeben werden. Der prakti­
sche Unterricht soll zudem obligatorisch 
werden. Dank der besseren Fahrausbil­
dung und der Einführung des Punktesy­
stems könne die Verkehrssicherheit er­
höht werden, begründet der VCS die im 
Konzept enthaltenen Forderungen. 

Mehr als ein Drittel aller Strassenver-
kehrsunfälle in der  Schweiz werden von 
den 20- bis 29jährigen verursacht, wie 
der VCS am Donnerstag in Herzogen-
buchsee (BE) bekanntgab. Deshalb for­
dert der  Verkehrs-Club eine zeitlich ver­
längerte und inhaltlich verbesserte Fahr­
ausbildung für Neulenker. Sie sollen erst 
nach fünf Jahren den definitiven Führer­
schein erhalten. Fehlbare Lenker sollen 
nachgeschult, unverbesserliche Ver­
kehrssünder aus dem Verkehr gezogen 
werden. Voraussetzung dafür sei aller­
dings, dass das.  Punkte-Führersystem 
eingeführt werde, schreibt der  VCS. 

Die Aufwertung des Lernfahrauswei­
ses und die Einführung des Neulenker-
Ausweises bedingen laut VCS die Schaf­
fung gewisser Rahmenbedingungen wie 

insbesondere die Einführung des Punk­
te-Systems für alle Fahrzeug-Kategorien 
und Altersstufen. Das System Habe d e n  
Vorteil, dass wiederholtes gefährliches 
Verkehrsverhalten besser und einheitli­
cher geahndet werden könne. Als Sank­
tionsformen sollen eine Nachschulung 
und in schwereren Fällen die Wiederho­
lung der  ganzen Ausbildung in Frage 
kommen. 
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